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Sachverhalt und Anträge 

I. 	Die BeschwerdefUhrerin ist Inhaberin des europãischen 

Patents 0 295 238 (Anxneldenuinrner 86 902 390.3) 

II. 	Die Beschwerdegegnerin (Einsprechende II) sowie die 

Einsprechende I, die ihren Einspruch bereits im 

Einspruchsverfahren wieder zurückgezogen hat, haben gegen 

das Patent wegen mangeinder erfinderischer Tätigkeit 

seines Gegenstandes Einspruch erhoben und hierzu folgende 

Druckschriften genannt: 

(Dl) 	"Autohaus 9/82" S. 912 bis 920, 

Hofmann Betriebsanleitung "Infrarot... Typ Ipi", 

DE-A-3 234 043, 

Hofmann "elektrotest 1 11 , 

Hofmann Betriebsanleitung "Infrarot... Typ ipk 2 11 , 

DE-A-2 819687, 

sowie 

(El) 	GB-A-2 027 541, 

US-A-3 726 145, 

DE-A-3 342 542, 

Prospekt Stahlgruber "Finischbalancer 

EF/1OL-P, 

DE-C-3 017 240, 

DE-A-26 22 895, 

wie D3, 

DE-A-1 698 111, 

GB-A-i 129 477. 

III. Von der Einspruchsabteilung wurde das Patent widerruf en. 

IV. 	Gegen diese Eritscheidung hat die Beschwerdeführerin 

Beschwerde eingelegt. 
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V 

Von der Beschwerdekarnmer wurde noch die Druckschrift 

(Fl) 	Bussien "Autornobiltechniscl-ies Handbuch", 

Berlin 1965, S. 814, 815 

und von der BeschwerdefUhrerin die Druckschrift 

(Gi) 	DIN VDE 0113, Februar 1986, S. 1 und EN 60204, 

S. 31 

genannt. 

Es wurde mUndlich verhandelt. 

Die BeschwerdetUhrerin beantragt die Aufhebung der 

angefochtenen Entscheidung und die Aufrechterhaltung des 

Patents auf der Grundlage der in der mQndlichen 

Verhandlung mit einer geanderten Beschreibung 

uberreichten und als Hauptantrag bezeichneten Patent-

ansprQche 1 bis 3 sowie der 2 Blatt Zeichnungen gemãE der 

Patent schrift, 

hilfsweise 

auf der Grundlage des ebenfalls in der mUndlichen 

Verhandlung Qberreichten und als Hilfsantrag bezeichneten 

einzigen Patentanspruchs mit einer angepaEten 

Beschreibung sowie der 2 Blatt Zeichnungen gemag der 

Patentschrift. 

Die Beschwerdegegnerin beantragt, die Beschwerde zurUck-

zuweisen sowie die Kosten des Beschwerdeverfahrens, 

hilfsweise die der rnQndlichen Verhandlung, der 

Beschwerdeführerin aufzuerlegen. 

Die zum Zeitpunkt der Entscheidung maEgebende Fassung der 

AnsprUche lautet wie folgt: 

1984.D 	 . . .1... 
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Hauptant rag: 

Verfahren zur Bestimrnung der Unwuchtwirkungen an 

angetriebenen abgestutzten Rädern eines Kraftfahrzeuges 

mit einer Unwuchtmeieinrichtung einschlielllich 

Schwingungsumformern und Bezugsmarkenabtastgerten, 

dadurch gekennzeichnet, dag die Gleichspannungsversorgung 

des UnwuchtmeEgertes (9), der Schwingungsumforrner und 

der Bezugsmarkenabtastgerate (1) von der Batterie (11) 

des Kraftfahrzeugs übernommen wird, dag jedem 

angetriebenen abgestQtztem Rad ein Bezugsmarken-

abtastgert (1) und ein Schwingungsurnformer zugeordnet 

sind, dag ohne Probelauf bei konstanter Geschwindigkeit 

der Rãder des Fahrzeugs - durch die Bedienungsperson - 

mitte].s Gasgeben die Drehzahl eines jeden Rades an die 

Unwuchtme1einrichtung (9) gemeldet wird, und dag im 

entsprechenden Drehzahlbereich der Rder im selben 

Me&lauf die Unwuchtwerte von der Person abgeruf en und die 

Unwuchtrnessung durchgefuhrt wird." 

Verwendung einer Batterie (11), eingebaut in einem 

Antreiber (15) zur Gleichspannungsversorgung von 

Unwuchtme1gert (9), Schwingungsuniformer (20), 

Bezugsmarkenabtastgeràt (1) und zur elektrischen 

Versorgung des Antreibers (15)." 

vorrichtung zur Durchfuhrung des Verfahrens nach 

Anspruch 1 mit einer Unwuchtmefeinrichtung einsch1iei!1ich 

BezugsmarkenabtaStgerätefl und Schwingungsumformern, oder 

nach Arispruch 2 dadurch gekennzeichnet, dag am Gehàuse 

(1) des Bezugsmarkenabtastgerts mindestens eine 

magnetische Halterung (6) vorgesehen ist, mit der das 

Gehäuse (1) zu einem, mit einer Bezugsmarke versehenen 

KraftfahrZeUgrad an einem Halter (7) oder am Antreiber 

(15) ausgerichtet wird, dag das Gehäuse (1) an seiner, 

dem Kraftfahrzeugrad zugekehrten Seite (2) eine Of fnung 

(3) für einen Optosender und -empfãnger besitzt und daf 
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das Gehuse (1) auf den zu Seite (2) orthogonalen 

Gehàuseflachen (17, 18), die irn wesentlichen parallel zur 

Aufstandsflache des Kraftfahrzeus sind, beleuchtbare 

KontrollOffnungen (4, 5) tragt, die dann aufleuchten, 

wenn die am KFZ angebrachte Markierung durch den 

Optoempfanger erkannt wird." 

Hilfsantrag (einziger Anspruch): 

"Vorrichtung zur Bestimmung der Unwuchtwirkungen an 

angetriebenen abgestQtzten Rädern eines Kraftfahrzeuges 

mit einer Unwuchtmesseinrichtung einschliesslich 

Schwingungsumforrnern und Bezugsmarkenabtastgerten, bei 

der die Gleichspannungsversorgung des Unwuchtmessgerates 

(9), der Schwingungsuinformer und der Bezugsmarken-

abtastgerate (1) von der Batterie (11) des Kraftfahrzeugs 

Qbernornmen wird, bei der bei Antreiben der Rder durch 

den Motor des Fahrzeugs jedem angetriebenen abgestQtzten 

Rad ein Bezugsmarkenabtastgert (1) und ein Schwingungs-

urnforiner zugeordnet sind, bei der ohne Probelauf bei 

konstanter, durch die Bedienungsperson mittels Gasgeben 

erzeugter Geschwindigkeit der Räder des Fahrzeugs die 

Drehzahl eines jeden Rades an die Unwuchtmesseinrichtung 

(9) gemeldet wird, und bei der im entsprechenden 

Drehzahlbereich der Rder im selben Messlauf die 

Unwuchtwerte von der Person abgeruf en und die 

Unwuchtmessung durchgefuhrt wird, und bei der am Gehuse 

(1) der Bezugsmarkenabtastgerte mindestens eine 

magnetische Halterung (6) vorgesehen ist, mit der das 

Gehause (1) zu einem, mit einer Bezugsmarke versehenen 

Kraftfahrzeugrad an einem Halter (7) oder am Antreiber 

(15) ausgerichtet wird, bei der das Gehuse (1) an 

seiner, demKraftfahrzeugrad zugekehrten Seite (2) eine 

Of fnung (3) für einen Optosender und -empfanger besitzt, 

und bei der das Gehuse (1) auf den zur Seite (2) 

orthogonalen Gehäuseflãchen (17, 18), die im wesentlichen 

parallel zur Aufstandsf1che des Kraftfahrzeugs sind, 
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beleuchtbare KontrollOffnungen (4, 5) tragt, die dann 

aufleuchten, wenn die am Kraftfahrzeugrad angebrachte 

Markierung durch den Optoempfnger erkannt wird." 

IX. 	Zur StUtzung ihrer Antrge trug die BeschwerdefQhrerin im 

wesentlichen folgende Argumente vor: 

Die dem Streitpatent zugrundeliegende Aufgabe, dag von 

einer einzigen Person eine komplette Betriebsauswuchtung 

der Ràder eines Kraftfahrzeugs durchfUhrbar sein soil, 

wobei die erforderliche Kontrolle der vorgenornrnenen 

Justierung die Umwelt nicht belasten soil und gleich-

zeitig die durch Anschlug der Mef,gerte an Wechselstrorn 

auftretenden Gefahrdungen und die durch Induktions-

schleifen entstehenden Verfàlschungen der Me1ergebnisse 

vermieden werden sollen, sei keiner der Entgegen-

haltungen, weder insgesamt noch in Teilen, zu entnebmen. 

Deshaib sei hier der Fall einer Aufgabenerfindung un 
Sinne der Bes chwerdekammerent s che i dung T 2/83, AB1. EPA 

1984, 265 gegeben. Darüber hinaus werde gernag El weder 

eine komplette Betriebsauswuchtung beschrieben, da eine 

Kontrolle der Justierung der Bezugsmarkenabtastgerâte 

fehie, noch sei eine Entlastung der Umwelt gegeben, da 

fehierhafte MeI1àufe wiederholt werden müften. Auferdem 

werde dort nichts von Gefhrdungen oder Verf1schungen 

der Meiergebnisse durch Wechselstrom erwàhnt. Im 

Gegensatz zur LOsung dieser Aufgabe gemag dem Streit-

patent werde in El weder eine Batterie zur Strom- 

versorgung beschrieben, noch beleuchtbare Kontroll-

Of fnungen am Gehäuse der Bezugsmarkenabtastgeràte. E2 

zeige nur in dem elektronischen Mefkreis Batterien, nicht 

aber eine Gleichstromversorgung des Antreibers. Im 

ubrigen sei der Gedanke, KontrollOffnungen für die 

Anzeige des Erkennens der Radmarkierung vorzusehen, 

keiner der im Verfahren befiridlichen Entgegenhaltungen 

entnehxnbar. 

1984 .D 
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X. 	Die Beschwerdegegnerin argumentierte im wesentlichen wie 

folgt: 

Die Justierung der Rder in einem Probelauf sei auch 

gemäi, El nicht erforderlich, so dag das Problem der 

Umweltbelastung durch Justierungsprobelaufe bereits gemai 

El gelOst sei. Einmannbedienung sei ebenfalls bereits aus 

El oder auch aus anderen Entgegenhaltungen bekannt. Durch 

das Patent werde keine vorher unbekannte Aufgabe 

angegeben, sondern eine technische Anweisung, die sich 

vom Stand der Technik nur unwesentlich unterscheide. 

Deshaib sei auchder Hinweis der BeschwerdefUhrerin auf 

die Beschwerdekarnmerentscheidung T 2/83 unzutref fend. 

Die Verwendung einer Batterie bei der Auswuchtung sei aus 

E2 bekannt; und das Betreiben des Antreibers durch eine 

Batterie sei auch in Anspruch 1 des Streitpatents nicht 

festgelegt. Die.gem&Z El durchgefQhrte Unwuchtmessung 

beziehe selbstverstnd1ich auch die Justierung der 

MeIvorrichtung em, wozu der vertikal justierbare Arm 18 

bereitgestellt sei. In der Bereitstellung der Sicht-

verbindung zwischen den Kornponenten eines optischen 

Systems kOnne kein erfinderischer Schritt gesehen werden. 

In den neu vorgelegten Patentunterlagen gingen sowohi die 

Aufgabenstellung, als auch die AnsprUche Qber die 

Of fenbarung in den ursprunglichen Anmeldungsunterlagen 

hinaus, da hier bisher unzusainmengehOrige Dinge verbunden 

worden seien. Der Antrag, der Beschwerdeführerin die 

Verfahrenskosten aufzuerlegen, sei gerechtfertigt, da 

these unnOtig lange für die Erstellung ihrer 

Antragsunterlagen gebraucht habe. 

Ent scheidungsgründe 

1. 	Die Beschwerde 1st zulássig. 

1984.D 	 . 
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2. 	Hauptantrag der Beschwerdeführerin 

	

2.1 	Zu1ssigkeit der Anderungen 

Die Zulàssigkeit der Anderungen wurde von der Beschwerde-

gegnerin bezweifelt. Die Kammer stelit hierzu folgendes 

fest: 

Anspruch 1 wurde gegenuber dem ursprunglichen und dem 

erteilten Anspruch 1 lediglich durch EinfQgen des Wortes 

"abgestQtzten", jeweils im Zusamrnenhang mit den 

angetriebenen Ràdern eines Kraftfahrzeuges, verãndert. 

Dag die angetriebenen Räder, an denen die Unwuchtmessung 

auszufQhren ist, abgestützt werden, ist auf Seite 5, 

Zeilen 16 bis 18, in Verbindung mit Figur 2 der 

ursprunglichen Unterlagen of fenbart. 

Anspruch 2 ist aus dem ursprünglichen und dem erteilten 

Anspruch 2 durch Einschrnkung auf die Verwendung der 

Batterie (anstelle der vorher selbst beanspruchten 

Batterie) und auf die Anordnung der Batterie urn 

Antreiber, hervorgegangen. DaE sich die Batterie urn 

Antreiber befindet, ist un ursprUnglichen Anspruch 2 

explizit als eine von zwei Alternativen angegeben. Jede 

dieser beiden Alternativen 1st unabhngig von der anderen 

of fenbart, sodag das Streichen einer der beiden 

Alternativen nichts Zusätzliches in das Patent 

hineinbringt. 

Anspruch 3 entspricht dern ursprUnglichen und dern 

erteilten Anspruch 3 mit einer Ergänzung bezuglich der 

Bedingung für das Aufleuchten der Kontrolloffnungen. 

Diese Bedingung ist auf Seite 4, Zeilen 25 bis 30 der 

ursprünglichen Beschreibung of fenbart. 

Die Aufgabenstellung (ain Ende der Spalte 1 der 

vorliegenden Patentbeschreibung) geht im wesentlichen auf 

1984 .D 
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die ursprüngliche Aufgabe (Seite 2, Zeilen 15 bis 21) 

zurUck, wobei die hierUber hinausgehende Kontrolle der 

Justierung ohne Belastung der Umwelt sowie die Vermeidung 

von Induktionsschleifen auf Seite 2, Zeile 9, bzw. 

Seite 1, Zeilen 35 bis 37, angesprochen sind. 

Es bestehen also keine Bedenken bezuglich der 

Zulãssigkeit der Anderungen irn Sinne von Artikel 123 (2) 

und (3) EPU. 

2.2 	Neuheit 

2.2.1 Aus El (siehe insbesondere Zusarnmenfassung; Figur 1 und 

zugehOrige Beschreibung; Seite 4, Zeilen 20 bis 35) ist 

in weitgehender Ubereinstirnrnung mit den Gegenstand des 

Anspruchs 1 (gemai3 Hauptantrag) ein Verfahren zur 

Bestimmung der Unwuchtwirkungen an angetriebenen 

abgestutzten Rádern eines Kraftfahrzeuges mit einer 

Unwuchtmeeinrichtung einsch1iel1ich Schwingungsumforinern 

und Bezugsmarkenabtastgerten bekannt. Auch bei diesem 

bekannten Verfahren wird jedem angetriebenen abgestQtzten 

Rad ein Bezugsmarkenabtastgert und ein Schwingungs-

umforrner zugeordnet. Eel konstanter Geschwindigkeit der 

Räder mittels Gasgeben durch die Bedienungsperson wird 

die Drehzahl eines jeden Rades an die Unwuchtme-

einrichtung gerneldet. Ein Probelauf wird nicht erwãhnt, 

und insgesarnt entnimmt der sachkundige Leser der El, daI 

ein soicher nicht vorgesehen ist. In entsprechenden 

Drehzahlbereich der Rder werden in selben Me11auf die 

Unwuchtwerte von der Bedienungsperson abgeruf en und wird 

die Unwuchtmessung durchgefUhrt (siehe insbesondere 

Seite 2, Zeilen 25 bis 29 und Seite 3, Zeilen 45 bis 51) 

Von diesem Stand der Technik unterscheidet sich der 

Gegenstand des Anspruchs 1 des Streitpatents dadurch, daf, 

für das UnwuchtmeIgerät, die Schwingungsumformer und die 

Bezugsmarkenabtastgeräte eine Gleichspannungsversorgung 

1984.D 	 . . .1... 
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vorgesehen wird, die von der Batterie des Kraftfahrzeugs 

übernornrnen wird. (Entgegen den AuIerungen der Beschwerde-

gegnerin kann die Karnrner weder auf Seite 2, Zeilen 18, 

19, noch in Figur 1, noch an einer anderen Stelle der El 

einen eindeutigen Hinweis auf eine Batterie als 

Spannungsversorgung sehen.) 

2.2.2 E2 (siehe insbesondere Spalte 1, Zeilen 59 bis 63; 

Spalte 2, Zeilen 14, 15 und 42 bis 44; Spalte 5, 

Zeilen 4, 5 und 62 bis 65; Figuren 1 und 3) beschreibt 

ein Verfahren zur Bestirnrnung der Unwuchtwirkungen aller 

Rder eines Kraftfahrzeuges (siehe Spalte 6, Zeilen 2, 3) 

mit einer Unwuchtme1einrichtung einschlielllich 

Schwingungsumformer, bei dem für das Unwuchtmei,gert und 

den Schwingungsumformer eine Gleichspannungsversorgung 

vorgesehen wird, die durch Batterien Ubernornmen wird. 

Bezugsmarkenabtastgerte, Schwingungsumforrner für alle 

Räder, Gasgeben zum Hervorrufen der Drehzahl der Rãder, 

Melden der Drehzahl der Râder an die Unwuchtme1- 

einrichtung und Durchführung der Unwuchtmessung an 

mehreren Rdern im selben Mef1auf werden in E2 nicht 

beschrieben. 

Die Ubrigen im Verfahren befindlichen Druckschriften 

korrtmen dem Gegenstand des Anspruchs 1 nicht nãher. 

2.2.3 Das Verfahren nach Anspruch 1 ist also neu im Sinne von 

Artikel 54 EPU. 

2.3 	Erfinderische Tatigkeit 

2.3.1 Von den Teilaspekten der in der jetzigen Fassung der 

Patentschrift angegebenen Aufgabenstellung (Spalte 1, ab 

Zeile 58) werden gemAS El, die von der Kammer als die 

nachstliegende Druckschrift angesehen wird, die Einmann-

bedienung und die komplette Betriebsauswuchtung bereits 

durchgeführt (die Auswuchtung nach El ist 	 da 

yj 
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sie zu vollstandig ausgewuchteten Radern fUhrt). Zu einer 

die Umwelt nicht belastenden Kontrolle der Justierung der 

Fahrzeugr&der zu einem Bezugsmarkenabtastgerat sind in 

Anspruch 1 (auIer dem auch gemaE El bereits praktizierten 

Verzicht auf einen Probelauf) keine LOsungsmerkrnale 

enthalten. Es verbleibt also als objektiv dem Gegenstand 

des Anspruchs 1 zugrundeliegende Aufgabe die Vermeidung 

von durch Anschluff, an Wechselstrom auftretenden 

Gefahrdungen und die Anzeige verfãlschenden Induktions-

schleif en. 

Menschen durch die elektrische Spannung des Stromnetzes 

nicht zu gefhrden, wird in der Technik ganz generell 

erstrebt. Ebenso sucht man generell StOrungen 

empfindlicher Apparaturen durch induzierte Spannungen zu 

vermeiden. Es kann also - im Gegensatz zu dem 

entsprechenden Argument der BeschwerdefUhrerin - in der 

Stellung der Aufgabe per se nichts Erfinderisches gesehen 

werden. Deshaib geht auch der Hinweis der Beschwerde-. 

fUhrerin auf die Beschwerdekammerentscheidung T 2/83, 

AB1. EPA 1984, 265 an der Sache vorbei. 

2.3.2 Batterieversorgung der Meieinrichtung eines tJnwucht-

me1gerats 1st aus E2 bekannt. Es wird dort zwar nicht 

explizit von der Vermeidung von Gefahrdungen und 

Induktionen gesprochen, der Fachmann verbindet aber mit 

den niedrigen Spannungen und dem Gleichstrom von 

Batterien automatisch die Vorstellung der Ungefahrlich-

keit und des Fehiens von Induktionsfeldern. I-Iinzu kommt, 

daE ganz aligemein auf den verschiedensten Gebieten der 

Technik oder des tg1ichen Lebens die Tendenz besteht, 

als Alternative zu netzabhângigen Geräten auch batterie-

betriebene Gerte einzusetzen, man denke nur an Hecken-

scheren, Bohrmaschinen, Staubsauger etc. 

Es lag also nahe, zur Losung der genannten Aufgabe die 

Batterieversorgung der Me1einrichtung gemag E2 auch für 

1984.D 	 . . .1... 
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das Verfahren nach El vorzusehen, wobei dort die 

Mef,einrichtung selbstverstándlich auch die Bezugsmarken-

abtastgerte mit umfaJt. Die Batterie des Kraftfahrzeugs 

zu verwenden, bot sich an, da eine Batterie in alien 

Kraftfahrzeugen ohnehin vorhanden ist, und das 

AnschlieIen von Zusatzgeraten daran durchaus Ublich ist 

(z. B. Lampen, Staubsauger) 

2.3.3 Aus den genannten GrOnden fehit dem Verfahren nach 

Anspruch 1 geini! Hauptantrag die erfinderische Tatigkeit 

im Sinne von Artikel 56 EPU. 

2.3.4 Allein schon wegen theses Mangels des Anspruchs 1 ist der 

Hauptantrag der Beschwerdeführerin nicht gewahrbar 

(Artikel 52 (1) EPU). 

2.3.5 Es sei jedoch erwàhnt, dag darüber hinaus auch der 

unabhãngige Anspruch 2 gemA9 Hauptantrag mangeis 

erfinderischer Ttigkeit seines Gegenstandes nicht 

gewhrbar ist. Es wurde oben bereits dargestelit, dag das 

Betreiben der verschiedensten Arten von Geràten mit 

Batterie ailgexnein üblich ist. Auch bei Anwendung 

speziell auf einen Antreiber eines Unwuchtmelgerts wird 

keine uberraschende Wirkung erzielt. 

	

3. 	Hilfsantrag der .BeschwerdefQhrerin 

	

3.1 	Zulässigkeit der Anderungen 

Der vorliegende einzige Anspruch gem&S Hilfsantrag 

grQndet sich auf den ursprunglichen und den damit im 

wesentlichen identischen, erteilten Vorrichtungs-

anspruch 3, in Verbindung mit den Merkrnalen nach dem 

ursprunglichen bzw. erteilten Anspruch 1, auf den 

Anspruch 3 zurUckbezogen war. Die Of fenbarung des 

zusàtzlich eingefUgten Begriffes uabgestutzten lu  wurde 

bereits oben (Purikt 2.1) aufgezeigt. 

1984. D 
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In der Beschreibung entspricht die neu formulierte 

Aufgabenstellung derjenigen nach dem Hauptantrag, die 

bereits oben (Punkt 2.1) diskutiert wurde. Irn ubrigen 

wurde die Beschreibung neben einer Anpassung an den neuen 

Anspruch im wesentlichen nur durch einige Text- 

umstellungen veràndert, die dern Gesarntinhalt nichts 

hinzufUgen. 

Die Anderungen sind also zulassig irn Hinblick auf 

Artikel 123 (2) und (3) EPU. 

	

3.2 	Klarheit des Anspruchs 

Der Anspruch gem&S Hilfsantrag ist ein Vorrichtungs-

anspruch, enthält jedoch die verfahrensrnaJig formulierten 

Merkmale, dal?, bei dieser Vorrichtung eine bestimrnte 

Meldung an die Unwuchtme1einrichtung 1 ohne Probelauf bei 

konstanter, durch die Bedienungsperson mittels Gasgeben 

erzeugter Geschwindigkeit der Räder" erfolgt, und "im. 

entsprechenden Drehzahlbereich der Rãder im selben 

Melilauf die Unwuchtwerte von der Person abgeruf en 

(werden) und die Unwuchtmessung durchgefuhrt wird". Eine 

Unklarheit bezuglich der Interpretation des Anspruchs 

kann dadurch jedoch nicht entstehen, denn es ist 

selbstverstàndlich, dais die beanspruchte Vorrichtung 

durch die genannten Merkmale in der Weise definiert wird, 

daf, sie für die angegebenen Aktionen geeignet sein muf. 

Das gleiche gilt für das Merkmal, daf, °das Gehäuse ... an 

einem Halter ... ausgerichtet wird". 

Der Anspruch ist somit ausreichend deutlich im Sinne von 

Artikel 84 EPU. 

	

3.3 	Neuheit 

3.3.1 Der Anspruch gem&S Hilfsantrag enthält nicht nur die 

Merkrnale des Anspruchs 1 gemaf!, Hauptantrag, die oben 
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(Punkte 2.2.1 und 2.2.2) bereits im Vergleich zu den aus 

El und E2 bekannten Gegenstanden diskutiert wurden, 

sondern auch die Merkmale nach Anspruch 3 des 

Hauptantrags. 

Von diesen zustzlichen Merkmalen ist ebenfalls aus El 

bekannt (siehe insbesondere Seite 2, Zeilen 11 bis 15 und 

Figur 1), dag das Gehuse der Bezugsrnarkenabtastgeràte 

(18, 19) zu einem mit einer Bezugsmarke 21 versehenen 

Kraftfahrzeugrad 12 an einem Halter 17 ausgerichtet wird, 

und dag das Geh.use an seiner dem Kraftfahrzeugrad 

zugekehrten Seite eine Of fnung für einen Optosender und 

-empfanger besitzt (letzteres ergibt sich implizit aus 

der Tatsache, dag die Lichtquelle das Rad beleuchtet und 

der Detektor von dort Licht empfangt). 

Als im Vergleich zu Anspruch 1 des Hauptantrags 

zusatzlichen Unterschied gegenuber der Lehre der El 

beinhaltet der Anspruch gemAS Hilfsantrag, dag die 

Gehàuse der Bezugsmarkenabtastgeràte mit magnetischen 

Halterungen versehen sind, und dag das Gehàuse auf den 

zur Aufstandsfläche des Kraftfahrzeugs im wesentlichen 

parallelen Flchen beleuchtbare KontrollOffnungen trgt, 

die dann aufleuchten, wenn die am Kraftfahrzeugrad 

angebrachte Markierung durch dem Optoempfänger erkannt 

wird. 

3.3.2 Die Vorrichtung nach E2 weist keine Bezugsmarken-

abtastgerate und entsprechend auch keine Halter 

derselben, keine Optosender und -empfnger und keine 

beleuchtbaren Kontrolloffnungen zum Anzeigen des 

Erkennens von Radmarkierungen auf. E2 erwàhnt einen 

magnetischen Halter (Spalte 7, Zeilen 20, 21). Dieser 

dient jedoch nicht zur Befestigung eines Bezugsmarken-

abtastgertes, sondern des Schwingungsumformers. 
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Auch dern Gegenstand des Anspruchs gemag Hilfsantrag 

kommen die Ubrigen zitierten Druckschriften nicht näher 

als die bereits genannten. Insbesondere zeigt auch keine 

dieser Druckschriften Bezugsmarkenabtastgerate mit 

beleuchtbaren KontrollOffnungen zur Anzeige des Erkennens 

der Radmarkierung durch den Optoernptanger. 

3.3.3 Die Vorrichtung nach dem Anspruch gemag Hilfsantrag ist 

somit neu (Artikel 54 EPU). 

3.4 	Erfinderische Thtigkeit 

3.4.1 Im tJnterschied zu der oben in Punkt 2.3.1 besprochenen 

Sachiage enthált der Anspruch gemaZ Hilfsantrag Mittel 

zur LOsung aller in der angegebenen Aufgabenstellung 

genannten Teilaufgaben. (Allerdings war die Einrnann-

bedienung und komplette Betriebsauswuchtung bereits gemaff 

El, die wiederum als nâchstkomrnend angesehen wird, 

gegeben). 

Im Auffinden der auf die Verrneidung der Gefahrdung durch 

den Wechselstrom und die Vermeidung von Induktions-

schleifen gerichteten Aufgabe kann - wie bereits oben 

(Punkt 2.3.1) dargelegt - per se keine erfinderische 

Leistung gesehen werden. Ebenso ist esein ailgemein 

Ublicher Wunsch, die Umwelt nicht mehr als notwendig zu 

belasten. 

3.4.2 Zu der im Anspruch angegebenen LOsung fehit jedoch im 

Stand der Technik jede Anregung. 

Insbesondere zeigt keine der un Verfahren befindlichen 

Druckschriften eine Anzeige, die der Bedienungsperson der 

Auswuchtanlage wãhrend der Aufstellung der Bezugsmarken-

abtastgeräte an den verschiedenen angetriebenen Rädern 

jeweils sofort eine KontrollmOglichkeit für das 

Funktionieren der Bezugsmarkenabtastung an die Hand geben 
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wUrde. Gern3. den vorliegenden Anspruch sind hierzu an 

Gehusef1ãchen der Bezugsmarkenabtastgerte beleuchtbare 

KontrollOffnungen (d. h. also Kontrolleuchten) 

vorgesehen, die durch ihr Aufleuchten das Erkennen der 

Markierung durch den Optoernpfanger anzeigen. 

Natürlich 1ã1t sich auch gemAS El aus der Anzeige des 

Unwuchtwinkels (vgl. Seite 3, Zeilen 21 bis 27) und gemãf 

D2 und D5 aus den konstanten Aufleuchten des grOnen 

Leuchtpunktes an der Fronttafel (vgl. D2, Seite 9, rechte 

Spalte, Zeilen 12 bis 9 von unten; D5, Seite 9, rechte 

Spalte, Zeilen 4 bis 1 von unten) in Nachhinein auf das 

Funktionieren der Bezugsmarkenabtastung sch1ieien. Was 

hier angezeigt wird, ist jedoch nicht das Erkennen der 

Markierung durch den Optoempfänger (sondern die 

berechnete Winkellage der Unwucht bzw. das Erreichen der 

MeZdrehzahl des Rades) und die Anzeige 1à1t RUckschlüsse 

auf das Erkennen der Markierung nur dann zu, wenn sich 

das Rad in voller Rotation befindet. 

Dementsprechend ist in den bekannten Fallen die genannte 

Anzeige auch nicht an den Bezugsmarkenabtastgerâten, 

sondern an der Fronttafel vorgesehen, wo die Bedienungs-

person sie - z. B. im Führerhaus sitzend - wahrend des 

Me11aufs beobachten kann. Die Anzeigen nach El, D2 und D5 

sind deshaib etwas ganz anderes als die Kontrolleuchten 

nach den Anspruch. 

3.4.3 Beim Gegenstand des Anspruchs geht es auch nicht etwa 

darurn, eine bereits bekannte Information nunmehr speziell 

durch eine Kontrolleuchte zu vermittein (die Verwendung 

von Kontrolleuchten in aligemeinen ist selbstverstãndlich 

bestens bekannt). Es geht vielmehr darum, weiche 

Information (das Erkennen der Markierung) an weicher 

Stelle (an den Bezugsmarkenabtastgeràtefl selbst) 

dargeboten wird. HierfUr kann auch aus den Aligemein-

wissen des Technikers keine Anregung abgeleitet werden. 

tj 
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3.4.4 Es ist anzunehnien, dag auch schon bisher (z. B. bei der 

Vorrichtung nach El) die Bedienungsperson beim Aufbau der 

Bezugsmarkenabtastgerate und Anbringen der Bezugsmarken 

einen kontrollierenden Slick auf die gegenseitige 

Position dieser Teile geworfen hat. Es 1st jedoch 

glaubhaft, dag es hierbei gelegentlich zu Irrtümern 

kommen kann und vor allern auch nicht geometrisch 

begrUndete Funktionsmángel (z. B. Mnge1 an der Opto-

elektronik selbst, oder mangeindes Ref lexionsverxn(5gen der 

Markierung) Uberhaupt nicht erkannt werden kOnnen. 

Zweifellos 1st es nicht nur für die Umwelt belastend, 

sondern auch - gerade bei mehreren gleichzeitig 

auszuwuchtenden angetriebenen Rädern - zeitraubend, wenn 

ein Me11auf wegen des Nichtansprechens der Optoelektronik 

abgebrochen und wiederholt werden muf. 

3.4.5 Weitere aus El (oder auch D2 oder D5) nicht bekannte 

Merkmale des Gegenstandes des Anspruchs sind die 

Spannungsversorgung des Unwuchtmefgerates, der 

Schwingungsumforiner und der Bezugsmarkenabtastgeràte 

durch die Kraftfahrzeug-Batterie, wodurch bei defekten 

Kabein sonst rnOgliche Gefährdungen und durch Induktionen 

verursachte StOrungen verinieden werden, sowie die für 

bequeme Einjustierung nQtzliche inagnetische Halterung der 

Gehäuse der Bezugsmarkenabtastgerte. 

3.4.6 Da sich, wie oben dargelegt, weder in dem nachgewiesenen 

Stand der Technik, noch im Ailgemeinwissen des Technikers 

Anregungen zu der im Anspruch angegebenen LOsung finden, 

beruht der Gegenstand des Anspruchs auf einer 

erfinderischen Tátigkeit im Sinne von Artikel 56 EPU. 

Der (einzige) Anspruch gemE Hilfsantrag der Beschwerde-

fQhrerin 1st somit gewãhrbar (Artikel 52 (1) EPCJ). 

Die Patentbeschreibung gemag Hilfsantrag ist an den 

Anspruch angepait. 
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Da unter Berucksichtigung der vorgenomrnenen Anderungen 

das europaische Patent und die Erfindung, die es zuxn 

Gegenstand hat, den Erfordernissen des EPU genUgen, kann 

das Patent in geandertern Umfang aufrechterhalten werden 

(Artikel 102 (3) EPU) 

Da jedoch die Anderungen der Patentunterlagen von der 

Beschwerdeführerin whrend der mQndlichen Verhandlung 

handschriftlich durchgefuhrt wurden und zwar für den mit 

der Materie Vertrauten als lesbar, nicht jedoch an alien 

Stellen ais einzige Vorlage für den Druck geeignet 

erscheinen, wird der Beschwerdeführerin aufgegeben, ais 

Orientierungshilfe eine Reinschrift der Patentunterlagen 

gemag dem Hilfsantrag nachzureichen. Verbindliche Fassung 

bleiben jedoch die in der mündlichen Verhandiung vor der 

Beschwerdekammer vorgelegten Unterlagen. 

4. 	Anti-ag der Beschwerdegegnerin auf anderweitige Verteilung 

der Kos ten 

Die Beschwerdegegnerin hat beantragt, die Kosten des 

Beschwerdeverfahrens, hilfsweise die der mündlichen 

Verhandlung, der Beschwerdeführerin aufzueriegen. 

Gem&S Artikel 104 (1) EPU trãgt im Einspruchsverfahren 

jeder Beteiligte die ibm erwachsenden Kosten seibst, 

soweit nicht über eine Verteilung der Kosten, die durch 

eine mQndliche Verhandlung oder Beweisaufnabme verursacht 

worden sind, wenn und soweit dies der Biliigkeit 

entspricht, andérs entschieden wird. 

Im Gegensatz zu der entsprechenden Bestimmung im 

deutschen Patentrecht (vgl. § 80, Abs. 1 PatG) kann nach 

demn Europischen Patentübereinkommen von dem Grundsatz, 

da3 jeder Beteiligte die ibm erwachsenen Kosten selbst 

trãgt, riur im Hinblick auf die aus bestimmten 

verfahrensabschnitten herrührenden Kosten, näinlich die 
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durch eine mQndliche Verhandlung oder Beweisaufnabine 

verursachten, abgewichen werden. Die MOglichkeit, die 

Kosten des gesamten Beschwerdeverfahrens aufzuerlegen, 

sieht das Ubereinkommen dagegen nicht vor. Deshaib ist 

der Hauptantrag der Beschwerdegegnerin schon aus diesem 

Grund zurUckzuweisen. 

Hinsichtlich des Hilfsantrags der Beschwerdegegnerin 

sieht die Kamrner keinen AnlaJ3, vom Grundsatz der eigenen 

Kostentragung abzuweichen, da keine Urnstãnde ersichtlich 

sind, die eine Kostenerstattung billig erscheinen 1ieffen. 

Insbesondere kann der BeschwerdefUhrerjn nicht 

vorgeworf en werden, die bei der Wahrnehmung ihrer Rechte 

zu fordernde prozessuale Sorgfalt aufer acht gelassen zu 

haben. Sie hat lediglich von ihrem Recht auf rnQndliche 

Verhandlung gemafHArtike1 116 (1) EPtJ Gebrauch gemacht, 

das ihr ohne Einschrãnkung zusteht. 

Der von der Beschwerdegegnerin erhobene Vorwurf, dag die 

Beschwerdeführerjri nicht mit vorbereiteten Hilfsantragen 

in die mUndliche Verhandlung gekommen sei, ist nicht 

gerechtfertigt. Denn eininal hat die BeschwerdefQhrerin 

sich bemUht, den in der Mitteilung der Karnrner vom 

15. Juni 1993 geauierten Bedenken Rechnung zu tragen und 

neue Unterlagen eingereicht. Zum anderen dient gerade die 

mUndliche Verhandlung dazu, die Sachiage durch den 

unrnittelbaren Austausch von Arguinenten umfassend zu 

k1ren und das Patentbegehren im Anschlug an das Ergebnis 

der ErOrterung ggfs. neu zu forinulieren. Die Dauer der 

mUndlichen Verhandlung hãngt vom Einzelfall ab; eine 

Dauer bis in den Nachinittag ist jedenfalls nicht 

ungewohnlich, und die Parteien haben sich hierauf 

einzustellen. 

1. 
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Da somit der Beschwerdeführerin keine prozessuale 

Nach1ssigkeit in bezug auf die mOndliche Verhandlung 

vorzuwerf en ist, kann auch der Hilfsantrag der 

Beschwerdegegnerin keinen Erfoig haben. 

Entscheiduxigsforxnel 

AUS diesen Grunden wird eritschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Der Hauptantrag der BeschwerdefQhrerin wird 

zurUckgewiesen. 

Die Angelegenheit wird an die Vorinstanz zurUckverwiesen 

mit der Anordnung, das Patent mit folgenden Unterlagen 

aufrechtzuerhalten: 

ein Patentanspruch mit Beschreibung gemag Hilfsantrag der 

Beschwerdeführerin, 

zwei Blatt Zeichnungen gemAS der patentschrift. 

Der Antrag der Beschwerdegegnerin, die Kosten des 

Beschwerdeverfahrens bzw. der mQndlichen Verhandlung der 

BeschwerdefUhrerin aufzuerlegen, wird zuruckgewiesen. 

Der Beschwerdeführerin wird aufgegeben, bis zum 

12. Oktober 1993 eine Reinschrift des Hilfsantrags 

vorzulegen. 

Der Geschftsste11eflbeamte: 	 Der Vorsitzende: 

P. Martorana 
	 E. Turrini 
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